
5. Juli 1968 weist die Sowjetregierung nachdrücklich 
darauf hin, „daß die Pflichten der Bundesrepublik 
Deutschland wie auch die Rechte und Pflichten der 
Sowjetunion und der anderen Staaten der Anti-Hitler- 
Koalition, die sich aus dem Potsdamer Abkommen er­
geben, bis zum Abschluß eines deutschen Friedensver­
trages volle Gültigkeit haben“.

Regionalpakte gegen den Aggressor
Gleiches gilt für Art. 53 Abs.l der UN-Charta. Er be­
stätigt nicht nur, daß Zwangsmaßnahmen, die von den 
Alliierten als Folge des Krieges im Rahmen des Art. 107 
gegen einen ehemaligen Feindstaat ergriffen werden, 
nicht der Ermächtigung des Sicherheitsrates bedürfen. 
Er gestattet darüber hinaus all den Staaten Zwangs­
maßnahmen ohne Ermächtigung des Sicherheitsrates 
gegen ehemalige Feindstaaten, die „in regionalen, gegen 
die Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines solchen 
Staates gerichteten Abkommen vorgesehen sind, bis 
die Organisation auf Ersuchen der betroffenen Regie­
rungen mit der Aufgabe betraut wird, weitere Angriffe 
durch einen solchen Staat zu verhüten“. Das unter­
scheidet sich von dem Fall des Art. 107 einmal dadurch, 
daß sich die Vollmacht nicht auf die verantwortlichen 
Regierungen der Anti-Hitler-Koalition beschränkt, und 
zum anderen dadurch, daß das Kriterium nicht mehr 
„die Folgen des Krieges“, sondern die „Wiederauf­
nahme der Angriffspolitik“ ist. Der Begriff „regional“ 
wird hier benutzt, um Verträge zu charakterisieren, 
die sich gegen die Wiederaufnahme der Aggressions­
politik des deutschen Imperialismus richten.
Es gibt eine Vielzahl solcher Verträge. Ihre aktuelle 
Bedeutung liegt angesichts der aggressiv-revanchisti­
schen Politik Westdeutschlands auf der Hand. Wenn 
auch Verträge wie der sowjetisch-britische vom 26. Mai 
1942 oder sowjetisch-französische vom 10. Dezember 
1944 und der britisch-französische Bündnisvertrag von 
Dünkirchen vom 4. März 1947 im Zusammenhang mit 
der Aufnahme Westdeutschlands in die NATO ihren 
Sinn verloren haben, so spielt der Gedanke des gegen­
seitigen Beistandes gegen eine Wiederaufnahme der 
Angriffspolitik durch den westdeutschen Imperialismus 
bis heute in den Beistandsverträgen, insbesondere in 
denen der sozialistischen Länder, eine große Rolle und 
ist entsprechend der Nachkriegsentwicklung in Deutsch­
land konkretisiert worden.
Während die Verträge der Nachkriegszeit allgemein 
auf „die Gefahr der Erneuerung einer Aggression von 
seiten Deutschlands“ oder eine „Erneuerung seiner 
Angriffspolitik“ Bezug nehmen, verweisen die Verträge 
der letzten Jahre direkt auf die Gefahr, die der euro­
päischen Sicherheit vom westdeutschen Militarismus 
droht. In Art. 6  des sowjetisch-polnischen Vertrages 
über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitige 
Hilfe vom 8 . April 1965 heißt es, daß die Parteien „ge­
meinsam alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel auf­
wenden, um die von den westdeutschen Kräften des 
Militarismus und Revanchismus oder von einem ande­
ren Staat, der sich mit ihnen verbünden sollte, aus­
gehende Aggressionsgefahr zu bannen“. Im Vertrag der 
Sowjetunion mit der DDR vom 12. Juni 1964 heißt es 
in Art. 4 Abs. 2, daß die Parteien „auch alle notwen­
digen Maßnahmen ergreifen, um eine Aggression der 
Kräfte des Militarismus und Revanchismus, die eine 
Revision der Ergebnisse des zweiten Weltkrieges an­
streben, zu verhindern“. Charakteristisch ist auch 
Art. 4 des deutsch-polnischen Vertrages über Freund­
schaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand 
vom 15. März 1967 (GBl. I S. 50), in dem es heißt:

ten, die sich einer Aggression schuldig gemacht haben, jeden­
falls mit dem Abschluß eines Friedensvertrages endet, wird 
— von Kelsen abgesehen - allgemein angenommen.

„Die hohen vertragschließenden Seiten werden in 
Übereinstimmung mit dem Warschauer Vertrag... 
alle erforderlichen Mittel einsetzen, um eine Aggres­
sion der Kräfte des westdeutschen Militarismus und 
Revanchismus oder irgendeines anderen Staates oder 
irgendeiner Staatengruppe, die mit diesen Kräften 
ein Bündnis eingehen, unmöglich zu machen.“

Diese Verträge knüpfen unmittelbar an die Erfahrun­
gen der Völker mit dem deutschen Militarismus im 
zweiten Weltkrieg und an die aggressive Bonner Poli­
tik an. Sie fußen auf den Art. 107 und 53 der UN- 
Charta und dienen der Durchsetzung der von den Ver­
einten Nationen konzipierten Friedensordnung.
Die Sowjetregierung hat in ihrem Aide-memoire vom
5. Juli 1968 ausdrücklich auf die aktuelle Bedeutung 
dieser Bestimmungen der UN-Charta aufmerksam ge­
macht und dabei gleichzeitig auf ihre rechtliche Begrün­
dung verwiesen, die darin liegt, daß die Verpflich­
tungen aus der Verantwortlichkeit für die begangene 
Aggression noch nicht erfüllt sind. Es handelt sich um 
Abkommen zum Schutz gegen eine Aggression von 
seiten eines Staates, der sich historisch als Aggressor 
erwiesen hat, mit dem noch kein Friedensvertrag ab­
geschlossen ist und der noch nicht Mitglied der UN 
ist. Das führt dazu, daß im Unterschied zum Art. 51 
in diesem Fall Zwangsmaßnahmen auf Grund solcher 
Verteidigungsabkommen nicht erst im Falle eines be­
waffneten Angriffs, sondern schon im Falle der Wie­
deraufnahme der Angriffspolitik möglich sind. In dem 
Aide-memoire der Sowjetregierung vom 5. Juli 1968 
heißt es (Ziff. 8):

„Die Bestimmungen der UN-Charta über Zwangs­
maßnahmen ,im Falle einer erneuten Aggressions­
politik*, auf die sich die Regierung der BRD beruft, 
behalten voll und ganz ihre Bedeutung für die Bun­
desrepublik Deutschland. Auch hier kann die BRD 
keinen Anspruch auf die gleiche Stellung, wie sie die 
anderen europäischen Staaten haben und von denen 
in dem Aide-memoire der Bundesregierung die Rede 
ist, erheben. Im Unterschied zu diesen Staaten hat 
die BRD nicht nur keinen Friedensvertrag, sondern 
betreibt, wie oben dargelegt, außerdem eine Politik, 
die den Frieden bedroht.“

Was Bonn dagegen vorbringt, ist dürftig und bestätigt 
im Grunde nur die Position der Sowjetunion. So er­
klärt die Bonner Regierung einerseits, „die tatsächliche 
Entwicklung sei über die genannten Artikel hinweg­
gegangen“22, der Aggressor könne nicht auf ewig als 
„legal outcast“ behandelt werden23, Bonn sei am Pots­
damer Abkommen ebensowenig wie am Zustandekom­
men der Art. 107 und 53 beteiligt gewesen24, die West­
mächte hätten 1954 auf ihre Rechte aus den Art. 107 
und 53 verzichtet25 *.
Daß Zeitablauf und Wiederaufrüstung nicht die Ver­
antwortlichkeit für eine begangene Aggression auf- 
heben, ist offensichtlich so allgemeine Rechtsüberzeu­
gung der Völker, daß selbst Bonn diesem Argument 
seiner Staatssekretäre keine Überzeugungskraft zu­
traut und den Austausch von Gewaltverzichtserklärun­
gen zur Überwindung der Art. 107 und 53 zu miß­
brauchen sucht. Es leuchtet ein, daß das ein völlig 
überflüssiges Unterfangen gewesen wäre, wenn diese 
Artikel keine Gültigkeit mehr hätten. Mit der Behaup-

22 So bereits der Staatssekretär im Bonner Auswärtigen Amt,
v. Carstens, am 24. Juni 1964 im Bundestag, Stenografischer Be­
richt der 132. Sitzung; ebenso Bundesminister Wischnewski 
(SP) am 15. August 1968 im Westfernsehen II; Staatssekretär 
Duckwitz, a. a. O., S. 533: .. diese aus der unmittelbaren
Kriegs- und Nachkriegszeit verständlichen Übergangsbestim­
mungen (haben) heute ihre Gültigkeit verloren.“
23 Duckwitz, a. a. O., S. 533.
24 Duckwitz, a. a. O., S. 528; Aide-memoire der westdeutschen 
Regierung vom 9. April 1968, Punkt III, 7; Albano-Müller, 
a. a. O., S. 40; Krüger, „Geschäftsführung ohne Auftrag“, in: 
Festgabe für Bilfinger, Köln 1954, S. 186.
25 Das hatte Staatssekretär v. Carstens bereits 1964 behauptet,
a. a. O.; es wird jetzt von Staatssekretär Duckwitz wiederholt, 
a. a. O., S. 533. Vgl. auch Albano-Müller, a. a. O., S. 118 f.
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